
71 9 - 1 4/1 1 /2003

das Verbot jedochso weit auf
die Spitze, dass es Schülerin-
nen von einer Schule ver-
weist, weil siesich weigerten,
ihre Kopftücher abzunehmen.
Konsequenter Laizismus

würde bedeuten, dass religiö-
seSymboleinstaatlichenEin-
richtungen nichts zu suchen
haben, obauf demKopf einer
Lehrerinoder ander Wandei-
nes Zimmers. Dabei ist es ein
großer Unterschied, ob eine
Lehrerin ein Kopftuch trägt
und dies selbst als Ausdruck
ihres Glaubens bezeichnet
oder Schülerinnen verschlei-

erti mUnterricht sitzen. Denn
Erstere besitzt einen Lehrauf-
trag und ist in der Ausübung
des Berufs besagter Neutrali-
tät verpflichtet. Was wäre,
wenn die Eltern von Schüle-
rInnengegendas Kopftuchei-
ner Lehrerinklagen?
Zwar verbirgt sich nicht

hinterjedemKopftuchdie Ge-
fahr islamistischer Indoktri-
nierung. Dennoch kann es als
Symbol des Islamismus be-
nutzt werden. Gerade vor
dem Hintergrund der Gefahr
einer weiteren Ausbreitung
fundamentalistisch religiöser
Ideologien stellt sich deshalb
dieFragenachdemSelbstver-
ständnis eines liberalen, de-
mokratischen Staates: Wie
weit darf dessen Toleranz ge-
hen und wie soll er sich- ob
laizistisch oder nicht - gegen-
über seinen GegnerInnen ver-
halten? EineFrage, diesichi m
Nachbarland auch bei dem
Antrag der Islamistischen Fö-
deration in Berlin auf Aner-
kennung als Glaubensgemein-
schaft sowie bei der Ausei-
nandersetzung umdie funda-
mentalistischen König-Fahd-
Akademie in Bonn stellte -
und die nicht von einem Ge-
richt beantwortet werden
kann, weil sie vomSelbstver-
ständnis der liberalen Demo-
kratieabhängt- unddie müss-
te konsequenterweise und
streng laizistisch, zwischen
Kirche undStaat trennen.

StefanKunzmann

DERKOPFTUCHSTREITI

Konsequentlaizistisch
Wer gegen

dasKopftuchverbotist,
sollte die Kirchei mDorf
lassen und die Religion
außerhalb der Schule.

Der jahrelange Streit der
Grundschullehrerin Fereshda
Ludin mit dem Bundesland
Baden-Württemberg sollte
vor dem Bundesverfassungs-
gerichtin Karlsruheentschie-
den werden. Doch das salo-
monische Urteil der Richter
vom24. September hat nicht
dazu beigetragen, die Kontro-
verse zu beenden: Zwar sei
ein Verbot für Lehrkräfte, in
Schule und Unterricht ein
Kopftuch zu tragen, bei der
gegenwärtigen Gesetzeslage
in Deutschland nicht rech-
tens. Die endgültige Entschei-
dungaber müsstendieeinzel-
nen Bundesländertreffen. Da-
mit hat das Karlsruher Ge-
richt den Ball an die Politik
zurück gespielt und die Dis-
kussion weiter angeheizt.
Was sich hinter der Debat-

te verbirgt, ist weniger die
Frage, ob das Kopftuch ein
Symbol für islamistische Agi-
tation, die Unterdrückungder
Frau imIslam oder schlicht-
weg nur ein Ausdruck indivi-
dueller Selbstbehauptung
ist, als viel mehr die nach
der Trennung von Kirche
und Staat, sowie der Dua-
lismus zwischen Glaubens-
freiheit und staatlicher Be-
vormundung.
Die Richter zeigen zwei al-

ternative Wege auf. Einer da-
vonist, "diezunehmendereli-
giöse Vielfalt in der Schule
aufzunehmen und als Mittel

für die Einübung von gegen-
seitiger Toleranz zu nutzen,
um so einen Beitrag in dem
Bemühen um Integration zu
leisten." Das würdebedeuten,
dass LehrerInnen oder Schü-
lerInnenInsignien derjeweili-
gen Religionszugehörigkeit
tragen können, aber auch,
dass neben den christlichen
Konfessionen und dem Ju-
dentumdie einzelnen islami-
schen Glaubensrichtungen
und weitere Religionen den
gleichberechtigten Zugang
zur öffentlichen Schule als
Anbieter konfessionellen Re-
ligionsunterrrichts bekom-
men müssten.
Die Alternative wäre, so

das Gericht, demstaatlichen
Neutralitätsgebot "i m schuli-
schen Bereich eine striktere
und mehr als bisher distan-
zierende Bedeutung beizu-
messen und demgemäßauch
durch das äußere Erschei-
nungsbild der Lehrkraft ver-
mittelte religiöse Bezüge von
den Schülern grundsätzlich
fern zu halten". Dies hätte
konsequenterweise zur Fol-
ge, dass Kruzifixeaus denUn-
terrichtsräumen verschwin-
den müssten. Im weiteren
Sinne würden demnach auch
die Kreuze an den Halsketten
christlicher LehrerInnen ge-
gen das Neutralitätsgebot
verstoßen.
Vor dem Verfassungsge-

richt dürfte derweil das ein-

seitig gegen das Kopftuch ge-
richtete Gesetz landen, mit
demdie baden-württembergi-
sche Landesregierung die
"christlichenundabendländi-
schen Bildungs- und Kultur-
werte" von der Neutralitäts-
pflicht des Staates ausneh-
men will. Denn eines dürfte
nach dem Karlsruher Ge-
richtsurteil klar sein: Wennes
ein Verbot religiöser Symbole
inderSchulegibt, danneines,
das für alle Religionen glei-
chermaßen gilt. Frankreich
hält in bester laizistischer
Tradition daran fest, treibt
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Nächste Woche: Jugend an die Macht
Auch wenn Studi en i hr l angsames Aussterben vor-
hersagen, es gi bt si e: Jugendli che, di e si ch i n Par-
tei en organi si eren. Di e woxx sprach mit j ungen Po-
litprofi s aus Luxemburg über "große" und "kl ei ne"
Politi k, heuti ge Akti onsfor men und Vi si onen für
(über) morgen.
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Symptombekämpfung
Wer gegen dasKopftuch
wettert, setzt den Hebel
der Auseinandersetzung

mit demIslam
amunwesentlichsten

Punkt an.

Kopfbedeckung für Frauen
in der Kirche, Schleier bei
Hochzeit und Begräbnis, Hut
oder "fichu" auf offener Stra-
ße: Es mussten Jahrzehnte
vergehen, ehe in Ländern
christlicher Tradition mit die-
senauf einenbiblischenLehr-
satz zurückgehenden Sitten
gebrochen wurde. Notwendig
waren dafür viele Jahre der
Bewusstseinswerdung und
der EmanzipationvonFrauen.
Undnun, dasie wenigstensin
vesti mentärer Hinsicht
Gleichberechtigung erlangt
haben, taucheni mLuxembur-
ger Alltag i mmer öfter musli-
mische Frauen und Mädchen
mit Kopfbedeckung auf. Und
nachFrankreichundDeutsch-
land meldet sich nun auch
in Luxemburg der sogenann-
te aufgeklärte Widerstand:
Fortschrittliche Organisatio-
nen sehen i m Kopftuch "une
manifestation d'aliénation et
de soumission de la femme
voire desa misesoustutelle",
und LSAP-Chef Asselborn
fordert gar eine Debatte i m
Parlament.
Besonders die Reaktionder

LSAP auf die Entscheidung
der Bildungsministerin, das
Kopftuch bei Schülerinnenim
Unterricht zuzulassen, er-
staunt. War es doch die LSAP,
die 1998jene Konventionzwi-
schen Staat und katholischer
Kirche mittrug, welche die

Trennung von Kirche und
Staat in Luxemburg auf lange
Zeit unmöglich gemacht hat.
Ist es gerade die LSAP, die
sich mit der Gleichstellungin
den eigenen Reihen so
schwer tut. Wenn Altmachos
die Rechte der Frauen entde-
cken, müsste jede Feministin
sich eigentlich an den- unbe-
deckten- Kopf fassen.
Aber Geplänkel beiseite.

Brauchen wir in Luxemburg
ein Kopftuchverbot? Wir le-
ben hier nicht in einemlaizis-
tischen Staat, sondern in ei-
nem, in demeine besti mmte
christliche Doktrin i mmer
noch Privilegien genießt - ge-
rade was den Schulunterricht
betrifft. Statt in Richtung
mehr Laizismus geht der offi-
zielle Trend deutlich in Rich-
tung mehr Pluralismus zwi-
schen den Religionen. Statt
denkatholischenReligionsun-
terricht aus der Schule he-
rauszunehmen, wirdder Staat
wohl in den nächsten Jahren

religiöse"Alternativen" zudie-
ser Lehre zulassen. Statt ei-
nemBildungsmonopol für die
öffentliche Schule unterstützt
der Staat katholische und
demnächst vielleicht auchan-
derereligiöse Privatschulen.
Die Alternative zumreligiö-

sen Pluralismus kann nur ein
allgemeines Verbot religiöser
Symbole und Praktiken in öf-
fentlichen Schulen sein. Wo-
bei die Frage zu stellen wäre,
ob nicht das britische Modell
- bei demin der Schule und
am Arbeitsplatz das Tragen
religiöser bzw. kultureller
Symbolegestattetist-für weit
weniger Konflikte sorgt, und
vielleicht für mehr Integra-
tion. Denn wie Kleiderordnun-
gen etwa bei pubertierenden
Jugendlichenankommen- sei-
en sie laizistisch, bekennend
religiös, Punks oder Gothik-
fans - ist bekannt. Doch es
mussklarsein, dass der Plura-
lismus dort aufhört, wodemo-
kratische Grundsätze von
Gleichbehandlung und Chan-
cengleichheit inFrage gestellt
sind. Religiosität kann kein
Grund sein fürs Freistellen
von Unterrichtseinheiten.
Kopftücher oder andere re-

ligiöse Merkmale zu akzeptie-

ren, heißt nicht, die Gefahr
fundamentalistischer Tenden-
zen herunterzuspielen. Nur
sollten dann die Ursachen
unddierealen Konflikteange-
sprochen werden. Dass es
auch in Luxemburg nicht ge-
lungen ist, I mmigrantInnen
aus anderen Kulturen wirk-
lichin die Gesellschaft aufzu-
nehmen, liegt unter anderem
an einer nicht stattgefunde-
nenIntegrationspolitik. Wenn
moslemische Eltern das Be-
dürfnis haben, ihre Kinder
von westlicher "Dekadenz"
fernzuhalten, oder moslemi-
sche Mädchen kopftuchtra-
gendgegenihre"verwestlich-
ten" Mütter revoltieren, ist
das einZeichen, dass positive
westliche Werte wie Demo-
kratie und Frauenemanzipa-
tion nicht vermittelt werden
konnten. Auch in Luxemburg
ist es möglich, dass Frauen

und Mädchen aus religiösen
oder anderen Gründenvonih-
ren Vätern, Brüdern oder
Ehemännern wie Unmündige
behandelt werden, dasist der
eigentliche Skandal - das
Kopftuch in diesem Fall nur
das Symptom. Doch befreien
müssen sich die islamischen
Frauen schon selber. Gerade
westliche Feministinnen, de-
ren wohlmeinende Belehrun-
gen von den Schwestern aus
dem Süden mit gemischten
Gefühlen aufgenommen wer-
den, müssten sich dessen be-
wusst sein. Und dass wir in
unseren Breiten mit den eige-
nen Zwängen auch noch zu
tun haben, sei nur nebenbei
gesagt.

Renée Wagener

"Touche pas à monfoulard": Pro-Kopftuch-Demonstrationin
Brüssel. (Foto: indymedia)

Ohne Stoos weniger los
Wer es noch ni cht gemerkt hat: I n di eser
woxx-Nu mmer fehlt etwas, und zwar ei ne
Zei chnung von Guy W. Stoos. Di eser
musste wegen ei ner Handoperati on i ns
Krankenhaus und fällt deshal b vorüberge-
hend aus. Stattdessen greifen wir di ese
Woche auf George W. Bush zurück -

gl ückli cher wei se nur al s Moti v und ni cht al s
Zei chner. Ei n schwacher Trost. Umso mehr wün-
schen wir unserem Kari katuri sten gute Gene-
sung und hoffen, dass er bal d wi eder di e Zei -
chenfeder schwi ngen kann. Guy W. i st eben
doch tausend Mal besser al s George W. .. .


